
Betriebliche und tarifliche 
Kostensenkungs- und Flexibilisierungsmöglichkeiten 

 
 
Die Tarifverträge eröffnen eine Reihe von Flexibilisierungsmöglichkeiten bei der Arbeitszeit, den Sonderzahlungen 
und der Entlohnung. Nachstehend wird ein kurzer Überblick gegeben.  
 
 
1. Ausnutzung des Arbeitszeitkorridors von 35 bis 4 0 Stunden nach § 6.1.2. MTV 
 
Der Tarifvertrag ermöglicht in § 6.1.2. MTV bei "außergewöhnlichen betrieblichen Umständen" (siehe Protokollnotiz 
zu § 6.1.2 MTV) die regelmäßige Arbeitszeit von 38 Stunden pro Woche zu verändern. Die wöchentliche Arbeitszeit 
kann bei entsprechender Entgeltreduzierung durch freiwillige Betriebsvereinbarung auf minimal 35 Stunden pro 
Woche reduziert oder mit entsprechendem Entgeltausgleich auf maximal 40 Stunden pro Woche heraufgesetzt 
werden. Wenn eine solche Arbeitszeitänderung für alle Arbeitnehmer oder größere Betriebsteile gelten soll, ist 
neben der Betriebsvereinbarung hierfür auch die Zustimmung der IG BCE und des Arbeitgeberverbandes erforder-
lich; sind dagegen nur Teile der Belegschaft von der Änderung der Arbeitszeit betroffen, reicht die Zustimmung des 
Betriebsrates aus. 
 
Mit dieser tariflichen Regelung kann die wöchentliche Arbeitszeit zum Beispiel unterschiedlichen Kapazitätsanfor-
derungen in der Regel vorübergehend angepasst werden. Es ist allerdings zu bedenken, dass Mehrarbeitszu-
schläge schon nach Überschreiten der gegebenenfalls verkürzten Arbeitszeit zu bezahlen sind. Bei einer Verlän-
gerung können sich Ersparnisse ergeben, weil erst bei Überschreiten der verlängerten Arbeitszeit die Mehrarbeits-
zuschläge zu bezahlen sind. Hier ist aber zu berücksichtigen, dass die Mitarbeiter dann auch 40 Stunden beschäf-
tigt werden müssen. Die Ausdehnung der Arbeitszeit gibt daher nur dort Sinn, wo die 2 Stunden zusätzliche Ar-
beitszeit sinnvoll betrieblich genutzt werden können. 
 

Mitbestimmungspflichtig:  ja 
Zustimmung der Tarifpartner erforderlich: nur bei größeren Betriebsteilen /  

ganzem Betrieb 
Erzwingbar: 1 Betriebsvereinbarung: nein, Zustimmung der Tarifpartner: nein 

 
 
2. Verkürzung der Ruhezeiten nach § 6.5. MTV 
 
Die gesetzliche Ruhezeit beträgt 11 Stunden und kann nach der tariflichen Öffnungsklausel des § 6.5. MTV, wenn 
die Arbeit es erfordert, durch Betriebsvereinbarung ohne Zustimmung der Aufsichtsbehörden um 2 Stunden auf 9 
Stunden verkürzt werden, auch wenn ein Notfall oder außergewöhnlicher Fall im Sinne des ArbZG nicht vorliegt. 
Damit wird in notwendigen Einzelfällen ein kürzerer Schichtwechsel beziehungsweise früherer Arbeitseinsatz er-
reicht und die Vertretung erleichtert. 
 

Mitbestimmungspflichtig:  ja 
Zustimmung der Tarifparteien erforderlich:  nein 
Erzwingbar:  nein, gegebenenfalls bei Verhandlung einer Gesamtregelung über die Verteilung der Arbeits-
zeit: ja, dann durch Einigungsstelle regelbar. 

 
 
3. Verlängerung von befristeten Arbeitsverhältnissen  nach § 3.2. MTV 
 
Im Einzelfall können befristete Verträge bei einem absehbar geringeren Personalbedarf hilfreich sein. § 3.2. MTV 
lässt die sachgrundlose Befristung von Arbeitsverhältnissen über den gesetzlichen Rahmen hinaus auf einen Zeit-
raum von bis zu 48 (ohne Tarif: 24) Monaten mit bis zu 6 (ohne Tarif: 3) Verlängerungen zu und zwar entweder mit 
Zustimmung des Betriebsrats im Einzelfall oder durch freiwillige Betriebsvereinbarung. 
 

Mitbestimmungspflichtig:  ja 
Zustimmung der Tarifvertragsparteien erforderlich:  nein 
Erzwingbar : nein 

 
4. Halbierung des Urlaubsgeldes nach § 23.6. MTV 
 
Nach § 23.4. MTV erhalten vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer als zusätzliches tarifliches Urlaubsgeld eine jährliche 
Einmalzahlung in Höhe von 600,00 €. Für vollzeitbeschäftigte Wechselschichter, die gemäß § 23.2.2. MTV zwei 
zusätzliche Urlaubstage erhalten, beträgt die Einmalzahlung 640,00 € jährlich. Gemäß § 23.6. MTV kann durch 
Betriebsvereinbarung mit Zustimmung der Tarifvertragsparteien auf die Hälfte des tariflichen Urlaubsgeldes gestri-
chen oder ein anderer Fälligkeitszeitpunkt vereinbart werden. Die in § 26.6 MTV genannten Hinweise sind zu be-
achten: 
 

– Die wirtschaftliche Begründung für eine Veränderung der tariflichen Leistungen ist ausreichend klarzu-
stellen. 

                                                
1 Als „erzwingbar“ sind Tatbestände bezeichnet, die vor die Einigungsstelle gebracht werden können. Solche Betriebsvereinbarungen wirken im Gegensatz zu freiwilligen 

Betriebsvereinbarungen im Falle einer Kündigung nach. 



Seite 2 von 4 

G:\AP\D\D.2.1\Merkblätter\VAP-Merkblatt Betriebliche und tarifliche Kostensenkungs- und Flexibilisierungsmaßnahmen.docx 

 
– Rechtlich mögliche Kürzungen im übertariflichen Bereich sollen grundsätzlich Vorrang haben. 
 
– Auswirkungen auf die Beschäftigung im Sinne einer Beschäftigungsförderung sind in die Beratungen 

einzubeziehen.  
 
– Ausscheidende Beschäftigte erhalten die tariflichen Leistungen grundsätzlich in ungekürzter Höhe. 

 
Mitbestimmungspflichtig:  ja 
Zustimmung der Tarifparteien erforderlich:  ja 
Erzwingbar:  nein 

 
 
5. Umverteilung der Zuschläge gemäß § 13.5. MTV 
 
Durch freiwillige Betriebsvereinbarung können Zulagen und Zuschläge zur Erreichung günstigerer steuerlicher Re-
gelungen abweichend von den gegebenen tariflichen Bestimmungen umverteilt werden. Die Summe der Zuschlags- 
und Zulagenprozente muss erhalten bleiben. 
 

Mitbestimmungspflichtig:  ja 
Zustimmung der Tarifparteien erforderlich:  nein 
Erzwingbar:  nein 

 
 
6. Verlängerung des Verteilzeitraums für die regelmäß ige Arbeitszeit nach § 6.2.1.2. MTV 
 
Gleichen sich die Schwankungen der Arbeitszeit im Laufe eines Jahres aus, ist es sinnvoll, eine flexible Arbeitszeit 
mit einem Verteilungszeitraum von einem Jahr (§ 6.2.1.2. MTV) zu vereinbaren (wie für Durchfahrbetriebe durch 
den Jahresschichtplan in der Praxis erfolgt, § 2.2.1.2. Durchfahrvertrag Papier beziehungsweise Zellstoff) mit der 
Maßgabe, dass nur die Stunden, die am Ende des Jahres über die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit hin-
ausgehen, mit Mehrarbeitszuschlag ausbezahlt werden. Der Ausgleichszeitraum kann bis zu 12 Monate betragen. 
 

Mitbestimmungspflichtig:  ja 
Zustimmung der Tarifparteien erforderlich:  nein 
Erzwingbar:  ja  

 
Durch freiwillige (nicht erzwingbare und im Falle einer Kündigung damit nicht nachwirkende) Betriebsvereinbarung 
kann der Verteilzeitraum nach dieser Bestimmung auch auf 36 Monate verlängert werden, so dass ein längerer 
Zeitraum zum Ausgleich der Arbeitszeit besteht. Ab 2016 sieht der MTV auch entsprechend der teilweise schon 
bestehenden Praxis ausdrücklich die Möglichkeit vor zu vereinbaren, dass eine betrieblich festzulegende Stunden-
zahl auf einen neuen Verteilzeitraum übertragen wird, insbesondere auch zur Nutzung von § 6 Tarifvertrag Alters-
teilzeit und Demografie (Lebensarbeitszeitkonten). Damit wird vermieden, dass nur wegen des Ablaufs des Verteil-
zeitraums Stunden abgefeiert oder ausbezahlt werden müssen. 
 
 
7. Prämien nach § 16.2. MTV 
 
Wenn der Arbeitgeber die Prämie umgestalten, reduzieren oder streichen will, wirkt die Vereinbarung nach. Sie 
muss über den Ablauf der Kündigungsfrist hinaus vorläufig unter Vorbehalt weiterbezahlt werden, bis der Betriebs-
rat einer Änderung zugestimmt hat oder ein entsprechender Einigungsstellenspruch gefällt ist. 
 

Mitbestimmungspflichtig:  sowohl die Verteilung als auch die Aufhebung der Prämie: ja 
Zustimmung der Tarifparteien erforderlich:  nein 
Erzwingbar:  andere Verteilung und Aufhebung: ja 
Nachwirkung bei Kündigung:  bis zur Durchführung des Einigungsstellenverfahrens 

 
 
8. Reduzierung des 13. Monatseinkommens / Jahresabs chlussleistung nach dem regionalen Tarifver-

trag 
 
Die Tarifverträge über das 13. Monatseinkommen in den einzelnen Tarifbezirken lassen zu, dass Arbeitgeber und 
Betriebsrat bei tiefgreifenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten mit Zustimmung der Tarifvertragsparteien Ausnah-
melösungen vereinbaren, die die Höhe und/oder den Auszahlungszeitpunkt betreffen. Auch in diesem Fall müssen 
die bezüglich des Urlaubsgeldes dargelegten Grundsätze beachtet werden.  
 
In der Praxis wird von der Gewerkschaft eine Offenlegung der Bilanz gefordert, wobei ein handelsrechtlicher Verlust 
nicht zwingend notwendig ist. Es muss allerdings dem Betriebsrat/ der Gewerkschaft vermittelt werden, dass der 
Verzicht ein notwendiger Beitrag zur Sicherung des Standortes ist. Insoweit hat sich eine Offenheit gegenüber dem 
Betriebsrat bewährt. 
 

Mitbestimmungspflichtig: ja 
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Zustimmung der Tarifparteien erforderlich:  ja2 
Erzwingbar:  nein 
 
 

9. Öffnungsklauseln ATZ TV 2010/2016 
 

9.1 Absenkung der Überforderungsquote nach § 10 Zif fer 3 ATZ-TV 2010/2016 
 
Der Tarifvertrag eröffnet die Möglichkeit, die Überforderungsquote von 5 % durch freiwillige Betriebsverein-
barung herabzusetzen. Sie muss mindestens 3 % betragen. 
 
Mitbestimmungspflichtig: ja 
Zustimmung der Tarifparteien erforderlich:  ja 
Erzwingbar:  nein 
 
 
9.2 Modifizierung des Kreises der Anspruchsberechti gten nach § 3 ATZ-TV 2010/2016 
 
Nach § 3 ATZ-TV 2010 kann durch freiwillige Betriebsvereinbarung die Reihenfolge der Kriterien (Geburts-
jahrgang, Betriebszugehörigkeit, Lebensalter) abweichend geregelt werden. Daneben kann Schichtarbeit 
als weiteres Kriterium vereinbart werden.  
 
Die Vorrangigkeit von besonders belasteten Arbeitnehmern kann nach ATZ-TV 2016 über Schichtarbeit 
hinaus vereinbart werden und zwar innerhalb beziehungsweise außerhalb der Überforderungsklauseln (§ 2 
Abs. 4 i. V. m. § 3 Abs. 3 ATZ-TV 2016). 
 
Ebenso ist in einer freiwilligen Betriebsvereinbarung eine andere Aufteilung der 5 %-Quote auf einzelne 
Arbeitnehmergruppen zulässig. 
 
Mitbestimmungspflichtig:  ja 
Zustimmung der Tarifparteien erforderlich: nein 
Erzwingbar:  nein 
 
 
9.3 Öffnungsklauseln bei Ankündigungsfristen und Da uer nach ATZ-TV 2016 
 
Die Ankündigungsfrist für die Inanspruchnahme der Altersteilzeit (§ 2 Abs. 1 ATZ-TV 2016) kann von sechs 
auf bis zu zwölf Monate verlängert werden, um längerfristig planen zu können.  
 
Der Anspruch der Mitarbeiter auf eine Altersteilzeit kann auf einen Zeitraum zwischen zwölf Monaten und 
sechs Jahren begrenzt werden (§ 4 Ziffer 1 Abs. 2 ATZ-TV 2016). 
 
Mitbestimmungspflichtig:  ja 
Zustimmung der Tarifparteien erforderlich: nein 
Erzwingbar:  nein 

 
 
10. Öffnungsklauseln nach Tarifvertrag Altersteilze it und Demografie 
 

10.1 Demografiebausteine statt ATZ 
 

Die Betriebsparteien können nach einer jährlichen Demografieanalyse mittels freiwilliger Betriebsvereinba-
rung jährlich ein Finanzierungsvolumen zur Verfügung stellen, das der bisherigen tariflichen jährlichen fi-
nanziellen Belastung des Arbeitgebers durch die Altersteilzeit entspricht. Dieses Finanzierungsvolumen 
kann für demografische Maßnahmen verwendet werden. Insgesamt kann so die Altersteilzeit in der bisheri-
gen Form vollständig oder teilweise abgelöst und durch andere Demografiebausteine ersetzt beziehungs-
weise ergänzt werden. 
 
Im Einzelnen kommen insbesondere in Betracht: 
 
– Lebensarbeitszeit 

– Altersvorsorge 

– Gesundheitsmanagement 

– Förderung der beruflichen Qualifizierung 

– Sicherung des Erfahrungs- und Wissenstransfers im Unternehmen 

– Umsetzung einer familienbewussten Personalpolitik 

– Zuschüsse zu Berufsunfähigkeitsversicherungen 

                                                
2 Im Tarifbezirk Düren ist eine Betriebsvereinbarung ausreichend. 
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Mitbestimmungspflichtig:  ja – Betriebsvereinbarung muss bis 30.06. für das Folgejahr abgeschlossen sein 
Zustimmung der Tarifparteien erforderlich:  nein 
Erzwingbar:  nein 
 
10.2 Verringerung des Volumens nach § 4 Ziffer 2 TV Al tersteilzeit und Demografie von 5 % auf bis 

zu 3 % 
 
Durch freiwillige Betriebsvereinbarung kann das Finanzierungsvolumen nach § 4 Ziffer 2 TV Altersteilzeit 
und Demografie reduziert werden, indem die Überforderungsquote gemäß § 10 Ziffer 3 ATZ 2016 von 5 % 
auf bis zu 3 % herabgesetzt wird. Dies soll insbesondere möglich sein für Betriebe in wirtschaftlicher Notlage. 
 
Mitbestimmungspflichtig:  ja 
Zustimmung der Tarifparteien erforderlich:  ja 
Erzwingbar:  nein 

 
 
11. Nutzung der „Darmstädter Erklärung“ 
 
Die Tarifvertragsparteien haben am 12. Juni 2015 in Darmstadt die frühere „Frankfurter Erklärung“ aufgehoben und 
eine „Darmstädter Erklärung“ verabschiedet. Eine befristete Abweichung von den tariflichen Regelungen durch 
Betriebsvereinbarungen mit Zustimmung der Tarifvertragsparteien oder durch firmenbezogene Verbandstarife ins-
besondere bei wirtschaftlichen Notlagen zur Sicherung der Beschäftigung und Verbesserung der Wettbewerbsfä-
higkeit ist möglich wie auch bei der Begleitung von zukunftsorientierten Veränderungsprozessen durch die Sozial-
partner. 
 

Mitbestimmungspflichtig:  ja 
Zustimmung der Tarifparteien erforderlich:  ja 
Erzwingbar:  nein 


